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§ 556d Zulässige Miethöhe bei Mietbeginn; Verordnungsermächtigung

(1) Wird ein Mietvertrag über Wohnraum abgeschlossen, der in einem durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten Gebiet mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt liegt, so darf die Miete zu Beginn des Mietverhältnisses die 
ortsübliche Vergleichsmiete (§ 558 Absatz 2) höchstens um 10 Prozent übersteigen.

(2) 1Die Landesregierungen werden ermächtigt, Gebiete mit angespannten 
Wohnungsmärkten durch Rechtsverordnung für die Dauer von höchstens fünf Jahren
zu bestimmen. Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten liegen vor, wenn die 
ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen in einer Gemeinde 
oder einem Teil der Gemeinde zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet 
ist. 2Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn 
1. die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt,
2. die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten Durchschnitt 
deutlich übersteigt,
3. die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätigkeit insoweit 
erforderlicher Wohnraum geschaffen wird, oder
4. geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.
3Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 muss spätestens am 31. Dezember 2020 in 
Kraft treten. Sie muss begründet werden. Aus der Begründung muss sich ergeben, 
auf Grund welcher Tatsachen ein Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt 
im Einzelfall vorliegt. 4Ferner muss sich aus der Begründung ergeben, welche 
Maßnahmen die Landesregierung in dem nach Satz 1 durch die Rechtsverordnung 
jeweils bestimmten Gebiet und Zeitraum ergreifen wird, um Abhilfe zu schaffen.

§ 556e Berücksichtigung der Vormiete oder einer durchgeführten
Modernisierung

(1) Ist die Miete, die der vorherige Mieter zuletzt schuldete (Vormiete), höher als die 
nach § 556d Absatz 1 zulässige Miete, so darf eine Miete bis zur Höhe der Vormiete 
vereinbart werden. Bei der Ermittlung der Vormiete unberücksichtigt bleiben 
Mietminderungen sowie solche Mieterhöhungen, die mit dem vorherigen Mieter 
innerhalb des letzten Jahres vor Beendigung des Mietverhältnisses vereinbart 
worden sind.
(2) Hat der Vermieter in den letzten drei Jahren vor Beginn des Mietverhältnisses 
Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b durchgeführt, so darf die nach § 
556d Absatz 1 zulässige Miete um den Betrag überschritten werden, der sich bei 
einer Mieterhöhung nach § 559 Absatz 1 bis 3 und § 559a Absatz 1 bis 4 ergäbe. Bei
der Berechnung nach Satz 1 ist von der ortsüblichen Vergleichsmiete (§ 558 Absatz 
2) auszugehen, die bei Beginn des Mietverhältnisses ohne Berücksichtigung der 
Modernisierung anzusetzen wäre.
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§ 556ef Ausnahmen

§ 556d ist nicht anzuwenden auf eine Wohnung, die nach dem 1. Oktober 2014 
erstmals genutzt und vermietet wird. Die §§ 556d und 556e sind nicht anzuwenden 
auf die erste Vermietung nach umfassender Modernisierung.

§ 556gf Rechtsfolgen; Auskunft über die Miete

(1) 1Eine zum Nachteil des Mieters von den Vorschriften dieses Unterkapitels 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 2Für Vereinbarungen über die Miethöhe 
bei Mietbeginn gilt dies nur, soweit die zulässige Miete überschritten wird. 3Der 
Vermieter hat dem Mieter zu viel gezahlte Miete nach den Vorschriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. 4Die §§ 814 und 
817 Satz 2 sind nicht anzuwenden.
(2) Der Mieter kann von dem Vermieter eine nach den §§ 556d und 556e nicht 
geschuldete Miete nur zurückverlangen, wenn er einen Verstoß gegen die 
Vorschriften dieses Unterkapitels gerügt hat und die zurückverlangte Miete nach 
Zugang der Rüge fällig geworden ist. Die Rüge muss die Tatsachen enthalten, auf 
denen die Beanstandung der vereinbarten Miete beruht.
(3) Der Vermieter ist auf Verlangen des Mieters verpflichtet, Auskunft über diejenigen 
Tatsachen zu erteilen, die für die Zulässigkeit der vereinbarten Miete nach den 
Vorschriften dieses Unterkapitels maßgeblich sind, soweit diese Tatsachen nicht 
allgemein zugänglich sind und der Vermieter hierüber unschwer Auskunft geben 
kann. Für die Auskunft über Modernisierungsmaßnahmen (§ 556e Absatz 2) gilt § 
559b Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend.
(4) Sämtliche Erklärungen nach den Absätzen 2 und 3 bedürfen der Textform.

§ 557 Mieterhöhungen nach Vereinbarung oder Gesetz

(1) Während des Mietverhältnisses können die Parteien eine Erhöhung der Miete 
vereinbaren.

(2) Künftige Änderungen der Miethöhe können die Vertragsparteien als Staffelmiete 
nach § 557a oder als Indexmiete nach § 557b vereinbaren.

(3) Im Übrigen kann der Vermieter Mieterhöhungen nur nach Maßgabe der §§ 558 
bis 560 verlangen, soweit nicht eine Erhöhung durch Vereinbarung ausgeschlossen 
ist oder sich der Ausschluss aus den Umständen ergibt.

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 557a Staffelmiete

(1) Die Miete kann für bestimmte Zeiträume in unterschiedlicher Höhe schriftlich 
vereinbart werden; in der Vereinbarung ist die jeweilige Miete oder die jeweilige 
Erhöhung in einem Geldbetrag auszuweisen (Staffelmiete).
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(2) 1Die Miete muss jeweils mindestens ein Jahr unverändert bleiben. 2Während der 
Laufzeit einer Staffelmiete ist eine Erhöhung nach § 558 ausgeschlossen. 3Die 
Mieterhöhung ist vom Vermieter jeweils schriftlich spätestens einen Monat vor 
ihrem Eintritt schriftlich geltend zu machen.

(3) 1Das Kündigungsrecht des Mieters kann für höchstens vier Jahre seit Abschluss 
der Staffelmietvereinbarung ausgeschlossen werden. 2Die Kündigung ist frühestens 
zum Ablauf dieses Zeitraums zulässig.

(4) 1Die §§ 556d bis 556gf sind auf jede Mietstaffel anzuwenden. Maßgeblich für die 
Berechnung der nach § 556d Absatz 1 zulässigen Höhe der zweiten und aller 
weiteren Mietstaffeln ist statt des Beginns des Mietverhältnisses der Zeitpunkt, zu 
dem die erste Miete der jeweiligen Mietstaffel fällig wird. 2Die in einer 
vorangegangenen Mietstaffel wirksam begründete Miethöhe bleibt erhalten.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 557b Indexmiete

(1) Die Vertragsparteien können schriftlich vereinbaren, dass die Miete durch den 
vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte in Deutschland bestimmt wird (Indexmiete).

(2) 1Während der Geltung einer Indexmiete muss die Miete, von Erhöhungen nach 
den §§ 559 bis 560 abgesehen, jeweils mindestens ein Jahr unverändert 
bleiben.Eine Erhöhung nach § 559 kann nur verlangt werden, soweit der Vermieter 
bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt hat, die er nicht zu 
vertreten hat. 2Eine Erhöhung nach § 558 ist ausgeschlossen.

(3) 1Eine Änderung der Miete nach Absatz 1 muss durch Erklärung in Textform 
geltend gemacht werden. 2Dabei sind die eingetretene Änderung des Preisindexes 
sowie die jeweilige Miete oder die Erhöhung in einem Geldbetrag anzugeben. 3Die 
geänderte Miete ist mit Beginn des übernächsten Monats nach dem Zugang der 
Erklärung zu entrichten.

(4) Die §§ 556d bis 556gf sind nur auf die Ausgangsmiete einer 
Indexmietvereinbarung anzuwenden.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete

(1) 1Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem 
die Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten unverändert ist. 2Das 
Mieterhöhungsverlangen kann frühestens ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung 
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geltend gemacht werden. 3Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht 
berücksichtigt.

(2) 1Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in 
der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschließlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit in den letzten vier Jahren vereinbart oder, von 
Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. 2Ausgenommen ist 
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer 
Förderzusage festgelegt worden ist.

(3) 1Bei Erhöhungen nach Absatz 1 darf sich die Miete innerhalb von drei  fünf 
Jahren, von Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 abgesehen, nicht um mehr als 15 
20 vom Hundert erhöhen (Kappungsgrenze). 2Der Prozentsatz nach Satz 1 beträgt 
10 15 vom Hundert, wenn die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen in einer Gemeinde oder einem Teil 
einer Gemeinde besonders gefährdet ist und diese Gebiete nach Satz 3 bestimmt 
sind. 3Die Landesregierungen werden ermächtigt, diese Gebiete durch 
Rechtsverordnung für die Dauer von jeweils höchstens fünf Jahren zu bestimmen. 
4Die in Satz 1 und 2 bestimmte Kappungsgrenze ist begrenzt durch die 
Steigerung des vom statistischen Bundesamt ermittelte Preisindex für die 
Lebenshaltung für alle privaten Haushalte in Deutschland in dem in Satz 1 
genannten Zeitraum.

(4) 1Die Kappungsgrenze gilt nicht, 
1. wenn eine Verpflichtung des Mieters zur Ausgleichszahlung nach den Vorschriften 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen wegen des Wegfalls 
der öffentlichen Bindung erloschen ist und
2. soweit die Erhöhung den Betrag der zuletzt zu entrichtenden Ausgleichszahlung 
nicht übersteigt.
2Der Vermieter kann vom Mieter frühestens vier Monate vor dem Wegfall der 
öffentlichen Bindung verlangen, ihm innerhalb eines Monats über die Verpflichtung 
zur Ausgleichszahlung und über deren Höhe Auskunft zu erteilen. 3Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verpflichtung des Mieters zur Leistung einer 
Ausgleichszahlung nach den §§ 34 bis 37 des Wohnraumförderungsgesetzes und 
den hierzu ergangenen landesrechtlichen Vorschriften wegen Wegfalls der 
Mietbindung erloschen ist.

(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei einer Erhöhung auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel im Sinne des § 559a abzuziehen, im Falle 
des § 559a Abs. 1 mit 11 vom Hundert des Zuschusses.
1Sind die Kosten für die Herstellung der  Wohnwertmerkmale nach Absatz 2 
ganz vom Mieter oder für diesen von einem Dritten übernommen oder aus 
öffentlichen Haushalten gedeckt worden, bleiben diese Merkmale bei der 
Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete außer Betracht. 2Haben solche 
Zuschüsse  nur einen Teil der Kosten gedeckt, so wird für die Dauer von zehn 
Jahren von der ortsüblichen Vergleichsmiete ein Betrag von 10 % des 
Zuschusses jährlich abgezogen. 3Wurden die Kosten ganz oder teilweise durch
zinsverbilligte oder zinslose Darlehen aus öffentlichen Haushalten gedeckt, so 
ist die Zinsermäßigung zu errechnen aus dem Unterschied zwischen dem 
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ermäßigten Zinssatz und dem marktüblichen Zinssatz für den Ursprungsbetrag
des Darlehens. 4Maßgebend ist der marktübliche Zinssatz für erstrangige 
Hypotheken zum Zeitpunkt der Beendigung der Modernisierungsmaßnahmen. 
5Die jährliche Zinsermäßigung als Zuschussbetrag im Sinne des Satzes 2. 
6Werden Zuschüsse oder Darlehen zur Deckung von laufenden Aufwendungen 
gewährt, so verringert sich der Erhöhungsbetrag um den Jahresbetrag des 
Zuschusses oder Darlehens. 

(6) 1Ein Mieterdarlehen, eine Mietvorauszahlung oder eine von einem Dritten für
den Mieter erbrachte Leistung für die Modernisierungsmaßnahmen stehen 
einem Darlehen aus öffentlichen Haushalten gleich. 2Mittel der 
Finanzierungsinstitute des Bundes oder eines Landes gelten als Mittel aus 
öffentlichen Haushalten. 

(7) Kann nicht festgestellt werden, in welcher Höhe Zuschüsse oder Darlehen 
für die einzelnen Wohnungen gewährt worden sind, so sind sie nach dem 
Verhältnis der für die einzelnen Wohnungen aufgewendeten Kosten 
aufzuteilen.

(8) Der Vermieter ist verpflichtet, in seinem Mieterhöhungsverlangen erhaltene 
Mittel im Sinne der Absätze 5 und 6 anzugeben und auf Verlangen die Belege 
vorzulegen. Hält der Vermieter den Anrechnungszeitraum im Sinne des 
Absatzes 5 für abgelaufen, hat er dies darzulegen und auf Verlangen zu 
belegen. 

(8) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 558c Mietspiegel

(1) Ein Mietspiegel ist eine Übersicht über die ortsübliche Vergleichsmiete, soweit die
Übersicht von der Gemeinde nach Landesrecht zuständigen Behörde oder von 
Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam erstellt oder anerkannt
worden ist.

(2) Mietspiegel können für das Gebiet einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden 
oder für Teile von Gemeinden erstellt werden.

(3) Mietspiegel sollen im Abstand von zwei Jahren der Marktentwicklung angepasst 
werden.

(4) Gemeinden 1Die nach Landesrecht zuständige Behörde sollen Mietspiegel 
erstellen, wenn hierfür ein Bedürfnis besteht und dies mit einem vertretbaren 
Aufwand möglich ist. 2Die Mietspiegel und ihre Änderungen sollen sind zu 
veröffentlichen veröffentlicht werden.

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über den näheren Inhalt und das Verfahren zur 
Aufstellung und Anpassung von Mietspiegeln zu erlassen.



Reform des Miethöherechts - Normen

§ 558d Qualifizierter Mietspiegel

(1) Ein qualifizierter Mietspiegel ist ein Mietspiegel, wenn
1. zu seiner Erstellung der nach anerkannten wissenschaftlichen Grundsätze 
verwendet, sachgerechte Methoden und Informationstechniken eingesetzt und 
soziale und örtliche Gegebenheiten berücksichtigt worden sind und
2. Grundsätzen erstellt und er von der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter anerkannt 
worden ist.

(2) 1Der qualifizierte Mietspiegel ist im Abstand von zwei Jahren der 
Marktentwicklung anzupassen. 2Dabei kann eine Stichprobe oder die Entwicklung 
des vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten landes- oder bundesweiten 
Nettokaltmietenindex ermittelten Preisindexes für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland zugrunde gelegt werden. 3Nach vier Jahren ist der 
qualifizierte Mietspiegel neu zu erstellen.

(3) 1Ist die Vorschrift des Absatzes 2 eingehalten, so wird vermutet, dass die im 
qualifizierten Mietspiegel bezeichneten Entgelte die ortsübliche Vergleichsmiete 
wiedergeben. 2Haben die nach Landesrecht zuständige Behörde und 
Interessenvertreter der  Vermieter und der Mieter den Mietspiegel anerkannt, 
wird vermutet, dass der Mietspiegel den Anforderungen nach Absatz 1 Nr. 1 
entspricht.

(4) Sind die Vorschrift des Absatzes 2 und 3 eingehalten, kann die nach 
Landesrecht zuständige Behörde den Mietspiegel als Rechtsverordnung oder 
Satzung beschließen.

§ 558 e Verordnungsermächtigung und Datenübermittlung

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen über den näheren 
Inhalt und das Verfahren zur Aufstellung und Anpassung von Mietspiegeln 
einschließlich der Einzelheiten, die sich aus den Grundsätzen in § 558 d Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 ergeben. 

(2) 1Die nach Landesrecht zuständige Behörde darf für die Erstellung eines 
Mietspiegels Informationen einschließlich personenbezogener Daten erheben, 
verarbeiten und nutzen, soweit diese Merkmale betreffen, die für die 
Bestimmung der ortsüblichen Vergleichsmiete Bedeutung haben können. 
2Soweit erforderlich, darf die zuständige Behörde dazu auch 
personenbezogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen, die sie oder eine 
andere Stelle ursprünglich für andere Zwecke erhoben hat. 3Die Übermittlung 
von Informationen einschließlich personenbezogener Daten durch andere 
öffentliche oder nichtöffentliche Stellen, insbesondere durch Meldebehörden, 
Finanzbehörden, statistische Ämter des Bundes und der Länder sowie durch 
örtliche Versorgungsunternehmen an die zuständige Behörde ist zulässig, 
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soweit die Übermittlung nicht nach anderen Vorschriften ausgeschlossen ist. 
4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit offensichtlich schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen entgegenstehen. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Stellen, die von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde mit der Erstellung eines Mietspiegels beauftragt worden 
sind. 

§ 558f Mietdatenbank

Eine Mietdatenbank ist eine zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete 
fortlaufend geführte Sammlung von Mieten, die von der Gemeinde oder von 
Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam geführt oder 
anerkannt wird und aus der Auskünfte gegeben werden, die für einzelne Wohnungen 
einen Schluss auf die ortsübliche Vergleichsmiete zulassen.

§ 559 Mieterhöhung nach Modernisierungsmaßnahmen

(1) Hat der Vermieter Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b Nummer 1, 
3, 4, 5 oder 6 durchgeführt, so kann er die jährliche Miete um 11 Prozent der für die 
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.
(2) Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen erforderlich gewesen wären, gehören 
nicht zu den aufgewendeten Kosten nach Absatz 1; sie sind, soweit erforderlich, 
durch Schätzung zu ermitteln.
(3) Werden Modernisierungsmaßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt, so 
sind die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen.

(4) Die Mieterhöhung ist ausgeschlossen, soweit sie auch unter Berücksichtigung der
voraussichtlichen künftigen Betriebskosten für den Mieter eine Härte bedeuten 
würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des Vermieters nicht 
zu rechtfertigen ist. Eine Abwägung nach Satz 1 findet nicht statt, wenn 
1.

die Mietsache lediglich in einen Zustand versetzt wurde, der allgemein üblich 
ist, oder

2.
die Modernisierungsmaßnahme auf Grund von Umständen durchgeführt 
wurde, die der Vermieter nicht zu vertreten hatte.

(5) Umstände, die eine Härte nach Absatz 4 Satz 1 begründen, sind nur zu 
berücksichtigen, wenn sie nach § 555d Absatz 3 bis 5 rechtzeitig mitgeteilt worden 
sind. Die Bestimmungen über die Ausschlussfrist nach Satz 1 sind nicht 
anzuwenden, wenn die tatsächliche Mieterhöhung die angekündigte um mehr als 10 
Prozent übersteigt.
(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.
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§ 559a Anrechnung von Drittmitteln

(1) Kosten, die vom Mieter oder für diesen von einem Dritten übernommen oder die 
mit Zuschüssen aus öffentlichen Haushalten gedeckt werden, gehören nicht zu den 
aufgewendeten Kosten im Sinne des § 559.

(2) Werden die Kosten für die Modernisierungsmaßnahmen ganz oder teilweise 
durch zinsverbilligte oder zinslose Darlehen aus öffentlichen Haushalten gedeckt, so 
verringert sich der Erhöhungsbetrag nach § 559 um den Jahresbetrag der 
Zinsermäßigung. Dieser wird errechnet aus dem Unterschied zwischen dem 
ermäßigten Zinssatz und dem marktüblichen Zinssatz für den Ursprungsbetrag des 
Darlehens. Maßgebend ist der marktübliche Zinssatz für erstrangige Hypotheken 
zum Zeitpunkt der Beendigung der Modernisierungsmaßnahmen. Werden Zuschüsse
oder Darlehen zur Deckung von laufenden Aufwendungen gewährt, so verringert sich
der Erhöhungsbetrag um den Jahresbetrag des Zuschusses oder Darlehens.

(3) Ein Mieterdarlehen, eine Mietvorauszahlung oder eine von einem Dritten für den 
Mieter erbrachte Leistung für die Modernisierungsmaßnahmen stehen einem 
Darlehen aus öffentlichen Haushalten gleich. Mittel der Finanzierungsinstitute des 
Bundes oder eines Landes gelten als Mittel aus öffentlichen Haushalten.

(4) Kann nicht festgestellt werden, in welcher Höhe Zuschüsse oder Darlehen für die 
einzelnen Wohnungen gewährt worden sind, so sind sie nach dem Verhältnis der für 
die einzelnen Wohnungen aufgewendeten Kosten aufzuteilen.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 559b Geltendmachung der Erhöhung, Wirkung der Erhöhungserklärung

(1) Die Mieterhöhung nach § 559 ist dem Mieter in Textform zu erklären. Die 
Erklärung ist nur wirksam, wenn in ihr die Erhöhung auf Grund der entstandenen 
Kosten berechnet und entsprechend den Voraussetzungen der §§ 559 und 559a 
erläutert wird. § 555c Absatz 3 gilt entsprechend.

(2) Der Mieter schuldet die erhöhte Miete mit Beginn des dritten Monats nach dem 
Zugang der Erklärung. Die Frist verlängert sich um sechs Monate, wenn 

1.

der Vermieter dem Mieter die Modernisierungsmaßnahme nicht nach den 
Vorschriften des § 555c Absatz 1 und 3 bis 5 angekündigt hat oder

2.

die tatsächliche Mieterhöhung die angekündigte um mehr als 10 Prozent übersteigt.

(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.
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Wirtschaftsstrafgesetz

§ 5 Mietpreisüberhöhung

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig für die Vermietung von 
Räumen zum Wohnen oder damit verbundene Nebenleistungen unangemessen 
hohe Entgelte fordert, sich versprechen lässt oder annimmt.

(2) 1Unangemessen hoch sind Entgelte, die bei Vorliegen infolge der Ausnutzung 
eines geringen Angebots an vergleichbaren Räumen die üblichen Entgelte um mehr 
als 20 vom Hundert übersteigen, die in der Gemeinde oder in vergleichbaren 
Gemeinden für die Vermietung von Räumen vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, 
Beschaffenheit und Lage einschließlich der energetischer Ausstattung und 
Beschaffenheit oder damit verbundene Nebenleistungen in den letzten vier Jahren 
vereinbart oder, von Erhöhungen der Betriebskosten abgesehen, geändert worden 
sind. 2Ist eine Verordnung nach § 556 d Abs. 2 BGB für das Gebiet in dem sich 
der Wohnraum befindet erlassen, wird vermutet, dass es ein geringes Angebot 
an vergleichbaren Räumen gibt. 3Unbeschadet hiervon Nicht unangemessen 
hoch sind Entgelte nicht unangemessen hoch, die zur Deckung der laufenden 
Aufwendungen des Vermieters erforderlich sind, sofern sie unter Zugrundelegung der
nach Satz 1 maßgeblichen Entgelte nicht in einem auffälligen Missverhältnis zu der 
Leistung des Vermieters stehen.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
geahndet werden.

(4) Steht ein Verstoß gegen Abs. 1 fest, schuldet der Mieter das Entgelt, das in 
der Gemeinde oder in vergleichbaren Gemeinden für Räume vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschließlich der 
energetischen Ausstattung und Beschaffenheit vereinbart ist. Die §§ 814 und 
817 Satz 2 BGB sind nicht anzuwenden.


